
Suchergebnisse: Verantwortung

März 1096 – Die ersten Kreuzfahrer-Kontingente machen sich auf den Weg

Frankreich * Von einer Woge populärer Begeisterung getragen, machen sich - gegen dem

Wunsch des Papstes - die ersten Kreuzfahrer-Kontingente&nbsp;auf den Weg. Die meisten

dieser Kreuzzugs-Pilger entstammen dem einfachen Sozialmilieu des Bauernstandes und der

Städte. Viele von ihnen verkaufen ihre geringe Habe, um die Reise nicht völlig ohne Barschaft

antreten zu müssen. Wegen des dadurch entstandenen Überangebots fallen die Preise

dramatisch, sodass sich der Verkauf oft kaum mehr lohnt. Andere lassen einfach alles liegen und

stehen und schließen sich einem Pilgerzug&nbsp;in den Nahen Osten&nbsp;an.    In den

nächsten sechs Jahren folgen etwa 130.000 Frauen und Männer ihrem Beispiel. Aus dem Stand

des Adels und der Ritter kommen kaum zehn Prozent der Kreuzfahrer. Allerdings übernimmt

diese Gruppierung die Führerschaft und - neben den sie begleitenden Priestern - die

Verantwortung für die nachfolgend beschriebenen Judenpogrome. Nach den Beweggründen für

die Teilnahme an den Kreuzzügen&nbsp;zu suchen ist müßig. Sie sind nicht rational sondern

ideologisch begründet. Die meisten, die den Aufrufen der Päpste folgen, bereuen später ihr - in

einer durch Predigt und Propaganda&nbsp;bewusst ausgelösten Atmosphäre religiöser Hysterie -

abgelegtes Gelübde.    Die meisten dieser am sogenannten „Vor-Kreuzzug“ beteiligten

Pilger&nbsp;kommen nicht weiter als bis zum Balkan. Besteht für die Kirche die Rechtfertigung

für den „ersten Kreuzzug“ in der Besetzung Jerusalems&nbsp;durch die Muslime,&nbsp;so

entfesselt die Kreuzzugsbewegung&nbsp;aber auch gewalttätige Emotionen in eine andere

Richtung.    Viele der christlichen Kreuzfahrer&nbsp;nehmen, bevor sie sich überhaupt ins

„Heilige Land“ aufmachen, erst einmal Rache an den Juden, die - nach ihrer Auffassung - für die

„Kreuzigung des Heilands“ verantwortlich sind. Die aus einfachsten Verhältnissen stammenden

Kriegsteilnehmer haben bis dahin ein sehr bescheidenes Dasein gefristet und setzen nun als

„Wagemutige“ ihre Existenz aufs Spiel. Und dass etliche Juden&nbsp;durch ihre Geschäfte reich

geworden sind, steht im krassen Gegensatz zur kirchlichen Doktrin, wonach die Juden&nbsp;als

Strafe und Zeugnis für den ihnen zur Last gelegten „Gottesmord“ sichtbar in „Knechtschaft unter

den Christen“ leben sollen - und nicht umgekehrt.    Da die Kreuzfahrer&nbsp;ihr gegen die

Muslime&nbsp;gerichtetes Feindbild&nbsp;und die damit verbundenen Aggressionen problemlos

auch gegen die Juden&nbsp;anwenden können, entsteht eines der dunkelsten Kapitel in der eh

schon so grausamen Kreuzzugs-Geschichte.

1576 – In Mailand bricht die Pest aus
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Mailand * In Mailand bricht die Pest aus und fordert tausende Tote. Behörden und Adel fliehen

teilweise aus der Stadt, um sich zu schützen. Die soziale Ordnung droht zusammenzubrechen:

Versorgung, Pflege und religiöses Leben kommen weitgehend zum Erliegen.   Erzbischof Carlo

Borromeo bleibt bewusst vor Ort, organisiert persönliche Krankenbesuche, spendet Sakramente

an Sterbende, geht selbst in besonders betroffene Viertel und versteht das als Pflicht eines

Bischofs gegenüber seiner Diözese. Das wird später als Zeichen pastoraler Verantwortung

interpretiert und trägt entscheidend zu seinem Ruf als Heiliger bei.

24. August 1657 – Kurfürst Ferdinand Maria verzichtet auf die Kaiserkrone

München - Wien • Der baierische Kurfürst Ferdinand Maria lässt - die Vor- und Nachteile der

Kaiserkrone abwägend - die politische Vernunft siegen und erklärt gegenüber Wien, dass er die

Krone zurückweisen und seine Stimme nur einem Habsburger geben werde. Die Begründung

fasst er in einem Brief zusammen:    die „zur Erhaltung der Kays. Hochheit und Reputation“

unumgänglichen Kosten,  die heillosen Zustände im Reich,  die Verantwortung, die dabei auf den

Kaiser falle und  die Gefahren für das eigene Land.  Den zu erwartenden Kampf mit Habsburg auf

sich zu nehmen, lohnt sich nicht.    Das heißt allerdings nicht, dass man begeistert ist, dass

wieder ein Habsburger die Krone bekommen soll und Österreich seine Macht behaupten oder gar

erweitern kann. 

19. August 1685 – Neuhäusl wird von der kaiserlichen Armee erobert

Neuhäusl - München - Wien * Auf die Entsatzschlacht von Gran folgt die Eroberung von

Neuhäusl. Wieder ist Max Emanuel am Erfolg der Schlachten wesentlich beteiligt. Baierns

Kurfürst hat schon am Beginn der Allianz mit Kaiser Leopold I. ein selbstständiges Kommando

verlangt. Dass er sich der Befehlsgewalt einem in der Hierarchie unter ihm stehenden Herzog

Carl von Lothringen unterordnen muss, wird von ihm als auf Dauer nicht hinnehmbar angesehen

und führt deshalb zu steten Protesten.    Je länger der Krieg dauert und je häufiger Kurfürst Max

Emanuel entscheidend in die Kämpfe eingreift, desto lauter fordert er den Oberbefehl über alle

kaiserlichen Truppen. Als Schwiegersohn hat sich die Beziehung zum Kaiser inzwischen

besonders intensiviert, was die Ansprüche des Kurfürsten zusätzlich erhöht.    Doch genau jene

militärischen Tugenden, die Max Emanuel bisher auszeichneten, sprechen in Wien gegen die

Übertragung einer so großen Verantwortung an den Kurfürsten, auch wenn er durch seine

Kühnheit, Risikofreude, Spontanität und seiner Lust zum Handstreich ohne Rücksicht auf das

eigene Leben die wichtigsten Siege für den Kaiser errang. Den Wiener Kriegsplanern ist Max

Emanuel einfach zu ungestüm. 
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6. Oktober 1796 – Das Landesdirektorium wird vom Kurfürsten wieder entlassen

München * Kurfürst Carl Theodor entlässt das Landesdirektorium, das in seiner Abwesenheit die

Regierungsgeschäfte führte, wieder aus seiner Verantwortung.

3. Juli 1800 – Dankadresse von der baierischen Nation an Max Joseph IV.

München * Nach der Flucht des Kurfürsten Max IV. Joseph findet sich in einer weit verbreiteten

Broschüre mit dem Titel: „Dankadresse von der baierischen Nation an Max Joseph IV.“ eine

spöttische Kommentierung dieser Situation. Darin wird als größte Wohltat des Kurfürsten seine

„Flucht aus München“ gepriesen, da er dadurch „die Stadt und das ganze Land der französischen

Großmut preisgegeben und die Untertanen vollends überzeugt habe, dass sie sich auch ohne

Fürsten und Militär selbst zu verteidigen, zu regieren und die Gefahren, in der sie ihr vielgeliebter

Regent versetzt hat, mit männlicher Klugheit abzuwenden wissen“. Der Text will die Baiern in

Stadt und Land davon überzeugen,         dass die Nation reif ist für eine republikanische

Staatsform nach französischem Muster und     dass der Kurfürst als Oberhaupt des Staatswesen

absolut entbehrlich sei.        Freilich gibt es auch Stimmen gegen die Härten, die die

französischen Einquartierungen mit sich bringen. Doch es herrscht eine grundsätzliche

Sympathie für die Franzosen und das republikanische Frankreich.    Die Verantwortung für die

unerquickliche Lage lastet man jedenfalls weniger den französischen Besatzungstruppen, als

vielmehr dem geflüchteten Kurfürsten Max IV. Joseph und seiner verfehlten Politik an, mit der er

Baiern im kaiserlichen Lager festhält. Selbst regierungstreue Münchner sehen sich durch die

republikanischen Soldaten immer noch besser behandelt als durch die verbündeten

Österreicher. 

25. September 1819 – Der Magistrat übernimmt die organisatorische Verantwortung für die Wiesn

München-Theresienwiese * Nachdem die Stadt München ein Jahr zuvor durch das

Gemeinde-Edikt und die Verfassung des Königreichs Baiern erste kommunale

Selbstverwaltungsrechte zurückerhalten und sich neu konstituiert hat, übernimmt der Magistrat

der Stadt die alleinige organisatorische und finanzielle Verantwortung für den Unterhaltungsteil

des Oktoberfestes, worunter das Pferderennen und das Vogelschießen gemeint ist. Für diesen

Teil wird künftig der Name Oktoberfest gebraucht.    Die Ausrichtung des landwirtschaftlichen

Teils (Vieh-Prämierung, Ausstellung und Viehmarkt) bleibt in der Verantwortung des

Landwirtschaftlichen Vereins. Dieser Teil wird künftig als Landwirtschaftliches

Centralfest bezeichnet werden.    Bis heute ist die Landeshauptstadt München der alleinige
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Veranstalter der Wiesn.

17. November 1828 – König Ludwig I. vergeht die Lust am Liberalismus

München-Kreuzviertel * Die erste Stände-Versammlungen unter der Leitung von König Ludwig I.

findet in der Zeit vom 17. November 1827 bis 18. August 1828 statt. Der bayerische Monarch ist

gemeinsam mit seinem Leitenden Minister Georg Friedrich Freiherr von Zentner mit großen

Erwartungen an dieses Zusammentreffen herangetreten. Die königlich angeordnete prunkvolle

Eröffnung der Stände-Versammlung soll eine neue Ära einleiten.      Der Hinweis in Ludwigs

Thronrede erweckt liberale Hoffnungen, auch wenn der König betont, dass ihm die Religion das

Wichtigste sei. Das Einbringen von 39 Gesetzentwürfen in beide Kammern durch König Ludwig I.

schürt die hohen Erwartungen zusätzlich.      Doch die Ernüchterung tritt auf beiden Seiten sehr

schnell ein. Die Mandatsträger der beiden Kammer wollen sich nicht als bloße Erfüllungsgehilfen

königlicher Politik verstanden wissen. Und der autokratische und ungeduldige Monarch zeigt sich

enttäuscht von dem vielfältigen parlamentarischen Widerstand, den er nicht nach seinem Willen

brechen kann. Deshalb vergeht ihm schlagartig die Lust am Liberalismus und an den Reformen.  

   Kaum hatte er die politische Verantwortung übernommen, soll sich bei ihm eine lebenslang

anhaltende Entfremdung gegenüber der Verfassung einstellen. 

1832 – Gründung der Armen-Industrie-Schule durch Pfarrer Hermann Rabl

Vorstadt Au * In den Jahren 1832/33 gründet der Auer Stadtpfarrer Hermann Rabl eine

Armen-Industrie-Schule. Ihr Ziel ist die Erziehung benachteiligter Kinder zu „aufrichtig frommen

und wahrhaft tugendhaften Christen“ sowie zu rechtschaffenen, arbeitsamen und

verantwortungsbewussten Mitgliedern der Gesellschaft. Aus der „Armenkinderwelt“ soll, nach den

Vorstellungen der Zeit, ein tüchtiges und sittlich gefestigtes Geschlecht für Staat und Gesellschaft

heranwachsen.  Die Schule versteht sich nicht nur als Bildungseinrichtung, sondern auch als

sozialpädagogisches Projekt. In der Armen-Industrie-Schule, in der die Kinder unter ständiger

Aufsicht stehen und praktische Fertigkeiten erlernen, soll der Armut nicht länger allein durch

Almosen begegnet werden. Stattdessen setzt man auf das Prinzip der Hilfe zur Selbsthilfe. Durch

die Erziehung zur Arbeit sollen die Kinder Fähigkeiten erwerben, die ihnen eine eigenständige

Lebensführung ermöglichen und sie zugleich von Bettelei und Verwahrlosung fernhalten.  Der

Gründung liegt die Überzeugung zugrunde, dass regelmäßige Arbeit und praktische Ausbildung

einen positiven Einfluss auf die Charakterbildung ausüben und dadurch auch die

gesellschaftlichen Verhältnisse verbessert werden können. Vor diesem Hintergrund gilt die

Armen-Industrie-Schule vielen Zeitgenossen als wirksames Mittel zur Bekämpfung sozialer
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Missstände und insbesondere der Armut. Die Armen-Industrie-Schule wird damit zu einem

„Allheilmittel gegen alle gesellschaftlichen Widersprüche und Schäden, einschließlich der Armut“. 

27. Mai 1832 – Kritische Töne auf dem Hambacher Fest gegen die Regierung

Hambach * Auf dem Hambacher Fest demonstrieren rund 30.000 Menschen aus Süddeutschland

in den Farben Schwarz-Rot-Gold für die Einheit Deutschlands, für eine föderative deutsche

Republik und für eine Allianz der demokratischen Bewegungen Europas. Offenbar sind viele

Frauen dem Aufruf gefolgt, der sich ja auch ausdrücklich an die „deutschen Frauen und

Jungfrauen“ gewendet hat, „deren politische Missachtung in der europäischen Ordnung ein

Fehler [...] ist“.    Die Festteilnehmer tragen Fahnen mit politischen Aufschriften mit, die auf die

Themen der Veranstaltung aufmerksam machen. In mehr als zwanzig Reden beschreibt man die

augenblickliche politische Lage und beschreibt - in einer heute ungewohnt pathetischen Sprache

- die künftige Gestaltung Deutschlands.       Die Forderung nach Einheit meint die staatliche

Einheit der deutschen Kulturnation, die auf der gemeinsamen Sprache und der gemeinsamen

historischen Vergangenheit beruht.   Die Forderung nach Freiheit meint die bürgerlichen Rechte

wie Meinungs-, Rede- und Pressefreiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Freizügigkeit

sowie Handels- und Gewerbefreiheit.   Die Forderung nach Gleichheit richtet sich gegen die

mittelalterliche „Ständeordnung“, die die Menschen in Adel, Klerus und den dritten Stand, welcher

über keinerlei politischen Rechte verfügt, einteilt. Gleichheit meint aber auch eine

Gleichberechtigung aller Staatsbürger vor dem Gesetz ohne Bindung an den Geburtsstand.  

Gegen dieses absolutistische System setzen die Hambacher die Volkssouveränität als den

obersten Wert der Staatsverfassung. Die Macht im Staate soll vom Volk ausgehen, gesetzlich

festgelegt und kontrollierbar sein, damit Willkürakte verhindert werden und der Einzelne mit Hilfe

der Gesetze in seinen Eigentums- und Freiheitsrechten geschützt ist.   Anstelle der dem Fürsten

verantwortlichen Heere fordern die Hambacher eine allgemeine Bürgerbewaffnung.   Die Frau

wird als gleichberechtigte Partnerin des Mannes gesehen. Sie ist „nicht mehr die dienstpflichtige

Magd des herrschenden Mannes, sondern die freie Genossin des freien Bürgers“, deren Aufgabe

es ist, frühzeitig ein politisches Verantwortungsbewusstsein in den Kindern zu wecken.     

Überhaupt sehen die in Hambach Versammelten in der politischen Bildungsarbeit ein

bedeutendes Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen. Das soll in einem öffentlichen

Meinungsbildungsprozess in der Presse und auf Volksversammlungen gefördert werden, damit

sich die Ziele der Einheit, der Freiheit, der Gleichheit und der Volkssouveränität in der

Bevölkerung festsetzen und so allmählich gewaltlos verwirklicht werden können. 

29. August 1834 – Das Bischöfliche Ordinariat kämpft gegen das Haberfeldtreiben
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München * Auf Bitten der Regierung von Oberbayern um Mithilfe bei der Bekämpfung des

Haberfeldtreibens erlässt das Bischöfliche Ordinariat eine oberhirtliche Verfügung an die

Dekanatsämter Miesbach, Aibling und Söllhuben.    Darin können diese entnehmen, dass sie

„durch alle in ihrem seelsorgerischen Wirkungskreise ihnen zu Geboth stehenden Mittel, durch

zweckmäßig eindringliche Belehrung in Kanzelvorträgen und Christenlehren sowohl, als

vorzüglich im Beichtstuhle zur Ausrottung dieses so tief gewurzelten Übels mit aller Kraft und

Klugheit einzuwirken, […] und besonders der männlichen Jugend die schwere Verantwortung, die

sie sich vor dem weltlichen wie vor dem göttlichen Richterstuhle zuziehen würde, vorzustellen,

wenn sie an diesen strafbaren nächtlichen Exzessen und unbefugten Rotten auf die eine oder

andere Weise theilnehmen, und dieselben begünstigen würden“. 

4. Juni 1848 – Die Ministerverantwortlichkeit wird Gesetz

München-Kreuzviertel * Ein weiteres Reformgesetz von König Max II. ist das Gesetz, die

Verantwortlichkeit der Minister betreffend. Kernpunkt dieses Verfassungsgesetzes ist, dass

Regierungsanordnungen des Königs nur durch die Gegenzeichnung des verantwortlichen

Ressortministers Geltung erhalten. Damit ist der Spätabsolutismus eines König Ludwigs I. mit

einem Gesetz beseitigt.    Freilich verliert damit der König letztlich seine

Verantwortlichkeit gegenüber der Bevölkerung, aber das Parlament hat immer jemanden, den es

zur Verantwortung ziehen kann. 

1860 – Übergabe des Zengerbräus an Franz Xaver Hierl

München-Graggenau * Josef Hierl überträgt seine gesamten Gewerbeimmobilien auf seinen

Sohn Franz Xaver Hierl. Damit geht der Zengerbräu-Komplex in dessen Besitz über, und Franz

Xaver übernimmt die maßgebliche Verantwortung für den Familienbetrieb.

24. Oktober 1868 – Walburga Hierl sichert die Zukunft des Zengerbräu

München-Graggenau * Nur wenige Wochen nach dem Gerichtsurteil erwirbt Walburga Hierl, die

Ehefrau von Franz Xaver Hierl, am 24. Oktober 1868 die Braugerechtsame des Zengerbräu für

den Standort an der Kellerstraße von der Bank zurück. Noch im selben Jahr nimmt sie den seit

mehreren Jahren ruhenden Braubetrieb wieder auf und schafft damit die Grundlage für den

Fortbestand der Brauerei. Das ist besonders auffällig, weil Franz Xaver keineswegs gestorben ist

– er lebt bis zum 12. Januar 1883.   Walburga Hierl übernimmt die Verantwortung für die Brauerei
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und trennt ihre wirtschaftlichen Interessen zunehmend von denen ihres Ehemanns. 

1870 – Jährlich kommen etwa 15.000 Saisonarbeiter aus der Gegend von Udine

Königreich Bayern * Die bayerischen Ziegeleibarone holen jährlich etwa 15.000

Saisonarbeiter aus der Gegend von Udine und dem Friaul ins Land, da sie - so die offizielle

Begründung - als „streng katholisch“ sowie „genügsam und anspruchsvoll“ gelten. Auch würden

sie „am Montag früh stets vollständig zur Arbeit erscheinen, eine Eigenschaft, auf die man bei

den einheimischen Arbeitern nicht bestimmt rechnen kann“.    Wesentlich interessanter war für

die „Loambarone“ allerdings, dass die italienischen Arbeitskräfte gegenüber ihren deutschen

Kollegen erheblich billiger waren und dass sie das in Italien traditionelle Akkordanten-System von

jeglicher sozialer Verantwortung gegenüber den Ziegeleiarbeitern entband. Die Anwerbung der

Ziegelarbeiter, den Fornaciai, übernahmen die Akkordanten oder Capuzats. Das waren Friulaner,

die mit den hiesigen Verhältnissen bestens vertraut und sprachkundig waren und so als

Bindeglied zwischen den Ziegeleibesitzern und den Arbeitern fungierten.

24. Januar 1884 – Hermann Schülein wird in München geboren

München-Angerviertel * Hermann Schülein wird in München geboren. Als Sohn von Joseph und

Ida Schülein gehört er zur zweiten Generation der Unternehmerfamilie und übernimmt später

verantwortungsvolle Aufgaben im Familienunternehmen. 

1890 – Georg III. Schneider übernimmt die Brauerei 

München-Graggenau * Nach 18 Jahren erfolgreicher Tätigkeit stirbt Georg I. Schneider im Jahr

1890. Auch sein Sohn und vorgesehener Nachfolger Georg II. stirbt noch im selben Jahr.   Damit

geht die Verantwortung unerwartet auf die nächste Generation über: Der erst 20-jährige Georg III.

Schneider übernimmt die Leitung der Brauerei und führt das Familienunternehmen fort. 

1911 – Dr. Hermann Schülein übernimmt die Leitung der Brauereien

München-Haidhausen - München-Au * Dr. Hermann Schülein ist Direktor der Unionsbrauerei und

der Münchner Kindl-Brauerei. Mit der Übernahme dieser Führungsaufgaben tritt die zweite

Generation der Familie Schülein zunehmend in die Verantwortung für die erfolgreiche
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Weiterentwicklung des Unternehmens.

28. Juli 1914 – Suche nach überzeugenden Argumenten

Berlin - Wien * Der deutsche Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg bemüht sich

inzwischen halbherzig, die Wiener Regierung von ihrem harten Kurs abzubringen. Er ist zwar von

der „Unvermeidbarkeit“ eines Großen Krieges überzeugt, will aber gegenüber der Öffentlichkeit

den Nachweis führen, dass die Aggression von Russland ausgeht.      Denn, so Bethmann

Hollweg in einem Schreiben an die K.u.K.-Regierung, ein europäischer Krieg lässt sich ohne

Zustimmung der Bevölkerung nicht führen, weshalb es „eine gebieterische Notwendigkeit [ist],

dass die Verantwortung für das eventuelle Übergreifen des Konflikts [...] unter allen Umständen

Russland trifft“.    Die Mahnung verhallt ungehört, weil gleichzeitig der

deutsche General­stabschef Helmuth von Moltke seinem österreichischen Kollegen Conrad von

Hötzendorf versichert, dass Deutschland selbstverständlich den österreichisch-ungarischen

Kriegskurs unterstützen wird.  

März 1916 – Ernst Toller verbringt qualvolle Wochen in den Schützengräben

Verdun - Westfront * Auch Ernst Toller verbringt als Kriegsfreiwilliger qualvolle Wochen in den

Schützengräben. Im Jahr 1933 wird er seine Autobiographie „Eine Jugend in Deutschland“

veröffentlichen und darin die Grauen des Krieges und die Ansichten eines bayerischen Soldaten,

der den Saupreißn die Verantwortung dafür zuschiebt, beschreiben.    „Sebastian, der

Bauernknecht aus Berchtesgaden, [...] ist fromm, und er begreift nicht, warum dieser Krieg tobt.

Wenn sie ihm von zu Hause Schinken und Speck schicken, setzt er sich mit abgewandtem

Rücken in einen Winkel und ißt und stiert und sinnt.      Vielleicht sind die Preußen ja ‚an der

Gaudi‘ schuld, bestimmt sind sie schuld.  Die können ja nie das Maul halten, wegen ihnen hat

König Ludwig II. daran glauben müssen, [...] der Bismarck hat die Bayern beschissen, [...] sein

Großvater hat im Krieg 1866 ganz allein sechs Preußen gefangen genommen, ‚Ergebts euch!‘ hat

er geschrien, ‚die Bayern san da‘, und jetzt saufen sie uns das Bier weg aus der Kantine.     

Sebastian bleibt stehen, erblickt mich nackt und schließt vor Schreck die Augen.  [...] ‚Jetzt woaß

ma ja, warum der Krieg hat kemma müssn‘, brummt er. ‚Der Preiß wascht sich nackad‘. Aus

seinem Mundwinkel zischt ein Strahl Spucke.“ 

17. Juni 1918 – Interner Widerstand gegen die MSPD-Reichstagspolitik
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Bayreuth * Der Gautag der nordbayerischen MSPD zeigt, wie sehr die dortigen Organisationen

den bisherigen Kurs des Parteivorstandes kritisch oder gar direkt ablehnend bewerten. Erhard

Auer stößt mit seiner Taktik der nahezu bedingungslosen Unterstützung der Regierung ohne

erkennbare Gegenleistung in seiner eigenen Partei auf zunehmenden Widerstand. In der

verabschiedeten Resolution zur politischen Lage heißt es:    „Wir verlangen daher, dass die

Reichstagsfraktion in Übereinstimmung mit dem Willen der Wählerschaft und mit den

Forderungen unseres Programms zur Durchsetzung der berechtigten Forderungen des

arbeitenden Volkes nunmehr von der bloßen Kritik dazu übergeht, von den schärfsten

parlamentarischen Machtmitteln Gebrauch zu machen und durch ihre Abstimmungen die

Mitverantwortung für die Politik der Reaktion und des Landraubes abzulehnen.“ 

23. September 1918 – MSPD für eine Koalitionsregierung mit den Bürgerlichen

Berlin • Die MSPD-Reichstagsfraktion und der Parteiausschuss der MSPD beschließen in einer

gemeinsamen Sitzung mit einer deutlichen Mehrheit von 80 : 21 Stimmen, sich an einer

Koalitionsregierung mit den bürgerlichen Parteien zu beteiligen, falls sich die Möglichkeit dazu

bietet. Die Bedenkenträger bleiben in der Minderheit. Dies auch deshalb, weil noch immer keine

Klarheit über die militärische Lage herrscht.    Der Regierungseintritt wird an die Erfüllung eines

Forderungskatalogs geknüpft, der die Parlamentarisierung verlangt und auf die

Friedensresolution vom 19. Juli 1917 Bezug nimmt, in der sie für „einen Frieden der

Verständigung und der dauernden Versöhnung der Völker“ eintritt.     Die Partei entsendet Philipp

Scheidemann als Staatssekretär ohne Portefeuille, Gustav Bauer soll das Reichsarbeitsamt

übernehmen. Otto Wels warnt Friedrich Ebert: „Bist du von Gott verlassen, lass doch zum Teufel

den Frieden diejenigen schließen, die den Krieg geführt und Verantwortung getragen und den

Waffenstillstand gefordert haben“.    Im MSPD-Parteiausschuss gibt Erhard Auer zu bedenken:

„Mit dem Eintritt in die Regierung werden wir gewissermaßen eine Mittelpartei, und die

Unabhängigen, die heute nichts sind, werden dann scheinbar die einzige Oppositionspartei sein.“ 

27. September 1918 – Ludendorff plant die Handhabung der militärischen Niederlage

Berlin * Generalquartiermeister Ernst Ludendorff beginnt die Handhabung der Niederlage zu

planen:       Die Armee muss gerettet werden - ihre Existenz und Ehre.   

Ein Waffenstillstandsgesuch muss von der Regierung ausgehen, nicht von der Obersten

Heeresleitung.   Es muss politisch motiviert sein, nicht militärisch.  

Das Waffenstillstandsgesuch sollte von jenen politischen Kräften ausgehen, die schon immer für

einen Verständigungsfrieden eingetreten sind - die Parteien der Reichstagsmehrheit (SPD,
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Fortschrittspartei und Zentrum).   Diese Parteien müssten entweder in die Regierung

aufgenommen werden oder selbst die Regierung bilden.   Als Anreiz für diese unattraktive

Aufgabe der Regierungsverantwortung müsste diesen Parteien der Übergang zur

parlamentarischen Regierungsform angeboten werden.   Das würde gleichzeitig die Chancen

des Waffenstillstandsgesuchs verbessern.

29. September 1918 – Ludendorff erhält die Zustimmung für sein Waffenstillstandsgesuch

Spa - Berlin * Staatssekretär Paul von Hintze verhandelt am Vormittag mit Generalquartiermeister

Ernst Ludendorff über das weitere Vorgehen. Ludendorffs Forderung nach einem

Waffenstillstandsersuchen binnen 24 Stunden, das  unter die Verantwortung der

Reichstagsmehrheit gestellt wird, wird - bei aller Gefahr für Heer, Volk, Reich und Monarchie -

von Hintze befürwortet. Ludendorff begründet es damit, dass er nicht mehr dafür garantieren

kann, eine militärische Katastrophe an der Westfront zu verhindern.     Staatssekretär Paul von

Hintze will eine „Revolution von oben“ und damit einen vollständigen Systemwechsel vornehmen.

Eine Umbildung der jetzigen Regierung lediglich durch Hinzuziehen einiger Parteienvertreter hält

er nicht für ausreichend. Der Gedanke gefällt Ludendorff, da ein radikaler Bruch mit der

bisherigen Regierung die Glaubwürdigkeit gegenüber den Kriegsgegnern erhöhen würde.    Der

Generalquartiermeister erhält die Zustimmung für das weitere Vorgehen vom Staatssekretär Paul

von Hintze und vom greisen Reichskanzler Georg Friedrich Graf von Hertling.    Anschließend

informiert Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg gemeinsam mit Staatssekretär Hintze, aber

ohne den Reichskanzler, Kaiser Wilhelm II.. Dieser ist sowohl mit der Regierungsumbildung als

auch mit dem Waffenstillstandsgesuch einverstanden. 

1. Oktober 1918 – Die militärische Niederlage Deutschlands ist unvermeidlich

Spa * Im engsten Kreis leistet Generalquartiermeister Erich Ludendorff seinen Offenbarungseid

und beginnt gleichzeitig seine Flucht aus der Verantwortung. Nach den Aufzeichnungen von

Oberst i.G. Albrecht von Thaer gesteht er:       „Die OHL und das deutsche Heer ist am Ende; der

Krieg ist nicht nur nicht mehr zu gewinnen, vielmehr steht die endgültige Niederlage wohl

unvermeidlich bevor. […]    Unsere eigene Armee ist leider schon schwer verseucht durch das

Gift spartakistisch-sozialistischer Ideen. Auf die Truppen ist kein Verlaß mehr. […]    Ich habe S.

M. gebeten, jetzt auch diejenigen Kreise an die Regierung zu bringen, denen wir es in der

Hauptsache zu danken haben, dass wir so weit gekommen sind. Wir werden also diese Herren

jetzt in die Ministerien einziehen sehen.    Die sollen nun den Frieden schließen, der jetzt

geschlossen werden muss.    Sie sollen die Suppe jetzt essen, die sie uns eingebrockt haben!“  
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2. Oktober 1918 – Ludendorff will keinesfalls Verantwortung übernehmen

Berlin * Um nicht selbst die Verantwortung für den verlorenen Krieg übernehmen zu müssen,

drängt Generalquartiermeister Erich Ludendorff auf die Bildung einer parlamentarisch getragenen

Regierung. Im Kreis des Generalstabs erklärt Generalquartiermeister Erich Ludendorff, dass er

Kaiser Wilhelm II. gebeten habe, „jetzt auch diejenigen Kreise an die Regierung zu bringen,

denen wir es in der Hauptsache zu danken haben, dass wir so weit gekommen sind. Die sollen

nun den Frieden schließen, der jetzt geschlossen werden muss. Sie sollen die Suppe jetzt essen,

die sie uns eingebrockt haben!“     Ludendorff geht es nur um das Abwälzen der Verantwortung

für die sich abzeichnende Niederlage, auf der sich später die „Dolchstoßlegende“ aufbauen wird. 

13. Oktober 1918 – Weitreichende Forderungen der bayerischen SPD

München-Au * Auf dem Münchner Parteitag der SPD im Franziskaner-Keller an der Hochstraße

forderte der Chefredakteur der Fränkischen Tagespost, Adolf Braun, die Abdankung des Kaisers.

Unterstützung erhält er von dem Nürnberger SPD-Landtagsabgeordneten Ernst Schneppenhorst,

der gleichzeitig auch den Rücktritt des bayerischen Königs Ludwig III. fordert. Erhard Auer

versucht dagegen seine Parteigenossen zu beschwichtigen und plädiert zum Abwarten, bis die

Zeit reif ist für einen Regierungswechsel auf legalem Weg.    Abschließend beschließt der

Parteitag       die Abschaffung der Monarchie,   die Einführung des Acht-Stunden-Tages,   das

Wahlrecht für beiderlei Geschlecht und   die Einführung einer Arbeitslosenversicherung.       Der

SPD-Landesparteitag fordert aber auch       die Überführung Deutschlands in einen Volksstaat mit

vollkommener Selbstbestimmung und Selbstverantwortung des Volkes in Reich, Staat und

Gemeinde. 

14. Oktober 1918 – Ludendorff will den Kampf bis zum letzten Mann

Spa - Berlin * Generalquartiermeister Ernst Ludendorff, der am 29. September einen

Waffenstillstand binnen 24 Stunden gefordert hatte, plädiert nach dem Schreiben des

US-Präsidenten Woodrow Wilson jetzt dafür, das deutsche Volk soll doch „um seine Ehre nicht

nur in Worten, sondern tatsächlich bis zum letzten Mann kämpfen und sich damit die Möglichkeit

des Wiedererstehens sichern“.    Kaum hat die neue parlamentarische Regierung die

Verantwortung übernommen, spielt Ludendorff den entschlossenen Feldherrn, der sich gegen

eine Politik wehrt, die ihn zur Beendigung des Kampfes zwingen will. Wieder ein Baustein zur

Dolchstoßlegende. 
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29. Oktober 1918 – Entscheidungen verlangen höchste Verantwortung

München * In einem Brief an seinen Bruder Leopold schreibt König Ludwig III.: „Wir erleben die

schwersten Zeiten und die bevorstehenden Entscheidungen verlangen das höchste Maß von

Verantwortung.“ 

2. November 1918 – Der Auftakt der Revolution

München * Auf einer vom Liberalen Verein Frei München veranstalteten Volksversammlung ruft

Kurt Eisner: „Es kommt nicht zur Reichstagswahl, vor dem 17. November kommt die

Revolution.“ Der „struppige Prophet“ wird zwar wegen seines Aussehens belächelt, trotzdem gilt

diese Versammlung als der Auftakt der Revolution.   Kurt Eisner hat bereits vor seiner

Haftentlassung die Strategie der Obersten Heeresleitung - OHL durchschaut, die mit der

vorgeschobenen Parlamentarisierung lediglich die Verantwortung für den Ausgang des Krieges

und den ungünstigen Friedensschluss auf das Parlament abwälzen wollte.  Aus Eisners Sicht

sollte nicht nur das verhasste System restlos verschwinden, sondern gleichzeitig mit ihm auch

seine Repräsentanten. Gemeint sind jene, die für das vier Jahre dauernde sinnlose Morden die

Verantwortung trugen. Schließlich befand sich die Mehrheit der führenden Militärs und

Spitzenbeamten in Reich und Länder ebenso in Amt und Würden wie der deutsche Kaiser und

die Landesfürsten. Sie aber waren die Symbole einer expansiven Außen- und einer

undemokratischen Innenpolitik.

6. November 1918 – Ein Aufruf zur Friedenskundgebung am 7. November 1918

München * Die sozialdemokratische Münchener Post veröffentlicht auf der Titelseite im Auftrag

der Leitung der sozialdemokratischen Partei Münchens einen Aufruf „An die Bevölkerung

Münchens!“. Darin heißt es:       „Die sozialdemokratische Partei ruft die Bevölkerung Münchens

mit Ausnahme der beim Transport und Verkehr beschäftigten Personen auf, am

Donnerstagnachmittags 3 Uhr auf der Theresienwiese zu erscheinen.    Es gilt, im Geiste der

Freiheit und Verantwortung Stellung zu nehmen zu den großen Tagesfragen, die in der letzten

Vertrauensmännerversammlung der gesamten Münchener Arbeiterschaft erörtert worden sind.   

Die Vertrauensleute der Partei und Gewerkschaften werden aufgefordert, dabei mitzuwirken, daß

die Demonstration einen der organisierten Arbeiterschaft würdigen Verlauf nimmt“. 
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15. November 1918 – Innenminister Auer: Kein Handlungssspielraum für die Räte

München - Freistaat Bayern * Innenminister Erhard Auer informiert die nachgeordneten

Regierungsstellen und Behörden auch über die Zusammenarbeit mit den Räten. Er empfiehlt

„dringend, die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte, die sich allerorten gebildet haben, […]

tunlichst zu benutzen, einerseits, um dadurch das etwa mangelnde Personal so weit notwendig

zu ersetzen, andererseits aber auch diese Räte zu beschäftigen und dadurch das

Verantwortungsgefühl in der Bevölkerung wieder zu wecken“.    Auer macht aber auch deutlich

aufmerksam, dass die Räte den Behörden untergeordnet sein sollen. „Ein eigenständiger

Handlungsraum soll ihnen nicht zugestanden werden“. 

18. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung droht dem Rat der Volksbauftragten

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL reagiert scharf auf die vom Kongress der Arbeiter- und

Soldatenräte Deutschlands beschlossenen Hamburger Punkte. Reichskanzler Friedrich Ebert

wird massiv unter Druck gesetzt, weil sie Chaos, Niedergang, Bolschewismus und Wehrlosigkeit

befördern.    Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Wilhelm

Groener erklären gegenüber dem Rat der Volksbeauftragten ihren Rücktritt, falls die Hamburger

Punkte angenommen und umgesetzt werden.    „Die Verantwortung für alle Folgen würde vor

dem deutschen Volke und der gesamten Welt sowie vor der Geschichte denjenigen zufallen, die

diese Resolution durchsetzen würden.“ 

21. Januar 1919 – Die USPD erreicht die Ausschreibung von Wahlen in Bremen

Bremen * Da die Bremer Kommunisten sich aus der Regierung - und damit aus der

Verantwortung - zurückziehen wollen, gelingt es der USPD an diesem 21. Januar - mit

Zustimmung des Arbeiter- und Soldatenrates sowie der Kommunisten -, dass Wahlen

ausgeschrieben werden. 

28. Februar 1919 – Verhaftungen aus dem Sitzungssaal heraus

München-Kreuzviertel * Noch vor der Abstimmung werden die Delegierten Max Levien, Erich

Mühsam, Gustav Landauer, Franz Michael Cronauer und Wilhelm Reichart von der SPD-nahen

und von Innenminister Erhard Auer errichteten Republikanischen Schutztruppe aus dem

Sitzungssaal heraus verhaftet.    Ernst Niekisch versucht verzweifelt Herr der Lage zu bleiben und
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erreicht, dass die Verhafteten wenige Minuten später wieder freigelassen werden. Die

Verantwortung für die unübersichtliche Situation übernimmt schließlich

der Stadtkommandant Oskar Dürr und der Polizeipräsident Josef Staimer. 

7. April 1919 – In Würzburg wird die Räteherrschaft sofort bekämpft

Würzburg * In Würzburg beginnt der Versuch der Räteherrschaft mit Belagerungszustand,

Pressezensur und Generalstreik, die ein Abgesandter aus München am Nachmittag offiziell

ausruft.    Die SPD reagiert sofort: Sie wendet sich dagegen und fordert ihre Mitglieder auf, „die

volle Verantwortung denen [zu] überlassen, die der bisherigen Regierung eine geordnete

Fortführung ihrer Geschäfte unmöglich machten“.    Die Revolutionäre nehmen daraufhin Geiseln,

eine rätefeindliche Einheitsfront, der auch die SPD angehört, ruft zum Bürgerstreik auf. Es kommt

zu Kämpfen um Residenz und Hauptbahnhof mit mehr als 20 Toten.&nbsp;

11. April 1919 – Der Revolutionäre Zentralrat wird erweitert

München * Der Revolutionäre Zentralrat hat jetzt zehn neue Mitglieder: die am Tag zuvor

gewählte Abordnung des Rats Revolutionärer Betriebsobleute und Revolutionärer

Soldatenvertreter.&nbsp;Die Neuen lehnen ein Stimmrecht und die Verantwortung für die

Maßnahmen des Zentralrats ab.&nbsp;

18. April 1919 – Die Kautsky-Dokumente zur Kriegsschuldfrage werden nicht veröffentlicht

Weimar * Dem Kabinett Scheidemann liegt die Dokumentensammlung zur Kriegsschuldfrage vor.

Diese wurde im November 1918 an Karl Kautsky von der USPD in Auftrag gegeben.&nbsp;Die

Dokumente belegen, dass die deutsche Reichsregierung im Juli 1914&nbsp;Österreich-Ungarn

zum Krieg gegen Serbien gedrängt hat und damit die Hauptverantwortung für den Ausbruch des

Ersten Weltkriegs trägt.    Nach ausführlichen Beratungen empfiehlt Reichsministerpräsident

Philipp Scheidemann von der Veröffentlichung der Kautsky-Dokumente vorerst Abstand zu

nehmen.&nbsp;

10. Mai 1933 – Die Bücherverbrennung auf dem Königsplatz

München-Maxvorstadt * Um 19:45 Uhr beginnt im Lichthof der Universität München eine „Feier
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der nationalen Revolution“ statt. Die Festrede hält Kultusminster Hans Schemm. Eingerahmt von

der „Egmont-Ouvertüre“ folgt die Übergabe des neuen Studentenrechts, ein Treuegelöbnis, ein

„Appell an die studentische Verantwortung“ und schließlich das Absingen des

„Horst-Wessel-Liedes“. Im Anschluss an die Feier beginnt ein Großer Fackelzug. Dazu werden ab

20:30 Uhr am rückwärtigen Ausgang der Universität gegen Gutschein Fackeln ausgegeben.   

Um 22:00 Uhr bewegt sich der Fackelzug in Richtung Königsplatz. Die freiwilligen und

begeisterten Teilnehmer in Uniform oder dunklem Anzug ziehen an der mit einer roten

Flammenkette geschmückten Feldherrnhalle vorbei zum mit Flaggen und Pylonen festlich

ausgestatteten Königsplatz, wo um 23:30 Uhr circa 50.000 überwiegend akademisch gebildete

Nationalsozialsten und ihre Sympathisanten einen großen „Verbrennungsakt“ beginnen.    Auf

dem Rasen vor der heutigen Antikensammlung am Königsplatz ist ein riesiger Scheiterhaufen

aus Holz und Stroh errichtet worden. Zunächst hält ein studentischer Funktionär eine Ansprache

zur „Ausmerzung undeutscher Schriften“. Danach werfen uniformierte Studenten unter Verlesung

von „Feuersprüchen“ die mitgeführten Bücher ins Feuer. In Anlehnung an das

Wartburgfest verbrennen sie die „volkszersetzenden Schriften kommunistischer, marxistischer,

pazifistischer Haltung (vielfach aus jüdischer Feder stammend) als Symbol der Abkehr vom

undeutschen Geist“. 

23. August 1945 – Hirtenbrief und Schuldbekenntnis

Fulda * Zum Abschluss der Fuldaer Konferenz veröffentlichen die Bischöfe einen gemeinsamen

Hirtenbrief. Darin erinnern sie an Katholiken, die während der NS-Zeit verfolgt worden sind oder

Verfolgten geholfen haben.  Zugleich räumen sie ein, dass sich auch zahlreiche Angehörige der

katholischen Kirche vom Nationalsozialismus haben verführen lassen, gegenüber seinen

Verbrechen gleichgültig geblieben sind oder selbst daran mitgewirkt haben. Das

Schuldbekenntnis bezieht sich vor allem auf einzelne Katholiken, während die Verantwortung der

Bischöfe und der Kirche als Institution weitgehend unberührt bleibt. Der Hirtenbrief ruft zu Buße,

gegenseitiger Hilfe und einem christlich geprägten Neuanfang auf.

24. Juli 1952 – Weltpremiere von „Zwölf Uhr mittags“

New York * Der Western „Zwölf Uhr mittags“ [„High Noon“] feiert in New York seine Weltpremiere.

Der Film mit Gary Cooper in der Hauptrolle gilt heute als einer der bedeutendsten Western der

Filmgeschichte.   Die Handlung spielt nahezu in Echtzeit: Marshal Will Kane muss sich allein

einer Gruppe von Verbrechern stellen, nachdem die Bewohner seiner Stadt ihn im Stich lassen.

Der Film wird häufig als Gleichnis für Zivilcourage, persönliche Verantwortung und den Mut
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verstanden, auch gegen den Widerstand der Mehrheit für seine Überzeugungen einzustehen.  

„Zwölf Uhr mittags“ wurde zu einem großen internationalen Erfolg und gewann vier Oscars,

darunter für Gary Cooper als bester Hauptdarsteller sowie für den Titelsong „High Noon (Do Not

Forsake Me, Oh My Darlin’)“. Das Werk beeinflusste Generationen von Filmschaffenden und zählt

bis heute zu den Klassikern des amerikanischen Kinos.

25. Juni 1962 – Rund 2.500 Protestierer versammeln sich an der Leopoldstraße

München-Schwabing * Montag. Rund 2.500 Protestierer versammeln sich an der

Leopoldstraße. Mehrere hundert Jugendliche blockieren erneut den Verkehrauf dem Boulevard.

Gegen 1 Uhr räumt die Polizei die Straße. Rund 200 Protestierer werden „eingekesselt“ und

anschließend festgenommen, darunter auch der spätere RAF-Terrorist Andreas Baader. Damit

enden die Schwabinger Krawalle. Laut Polizeibericht kommen an diesem Tag rund 360 Polizisten

zum Einsatz. 35 Protestierer werden festgenommen, sieben nachträglich zur Anzeige

gebracht. Darüber hinaus werden über 200 Anwesende zur Personalienfeststellung kurzfristig in

Gewahrsam genommen.  Dass die Stadtpolizei an allen Tagen keine Wasserwerfer einsetzt, liegt

an der in der Leopoldstraße verkehrenden Straßenbahn. Man hätte nämlich aus

Sicherheitsgründen die Strom führenden Oberleitungen außer Betrieb nehmen

müssen. Außerdem befürchtet man angesichts der sommerlichen Temperaturen, dass ein

Wasserwerfer zur weiteren „Erheiterung“ der Protestierenden beigetragen hätte.  Fazit: Gegen

248 Personen werden Ermittlungen wegen der Beteiligung an den Schwabinger

Krawallen aufgenommen. Darunter finden sich lediglich 13 Frauen. Fast drei Viertel der Verfahren

werden eingestellt. 54 Angeklagte werden verurteilt; es gibt 13 Freisprüche. Das

Durchschnittsalter der Verurteilten liegt bei 22 Jahren.  Von den jungen Berufstätigen werden

auffällig viele verurteilt. Während aus dem akademischen Nachwuchs nur jeder Zehnte eine

Strafe erhält, ist es bei den Nichtakademikern nahezu jeder Zweite. Es werden sechs

Gefängnisstrafen zwischen drei und dreizehn Monaten ausgesprochen, wovon fünf auf

Nichtakademikern fallen. Die Geldstrafen liegen zwischen 40 und 1.000 DMark. Die

Jungakademiker kommen mit Geldbußen und Strafen auf Bewährung davon.  Gegen Angehörige

der Stadtpolizei werden 143 Verfahren eröffnet. Lediglich 14 Polizisten werden aber mit Anklagen

konfrontiert. Vier Ordnungshüter werden rechtskräftig verurteilt. Darunter ist nur ein Stadtpolizist,

der an den Einsätzen vor Ort beteiligt war. Die drei Anderen sind als Aufseher in der

Polizeihaftanstalt tätig.  Der Bezirksausschuss Schwabing-Freimann protestiert in einer

Resolution gegen die Ausschreitungen, die das „Machwerk verantwortungsloser, ortsfremder

Elemente“ gewesen sei und bedankt sich ausdrücklich bei der Münchner Polizei für das mutige

und tatkräftige Einschreiten.
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8. Mai 1965 – Grundsteinlegung der Versöhnungskirche

Dachau * Auf dem Gelände des ehemaligen Konzentrationslagers Dachau wird der Grundstein

für die evangelische Versöhnungskirche gelegt. Die Feier findet einen Tag vor der offiziellen

Eröffnung der KZ-Gedenkstätte Dachau statt. Die Kirche entsteht auf Initiative ehemaliger

Häftlinge als Ort des Gedenkens, der Versöhnung und der christlichen Verantwortung.

30. April 1967 – Einweihung der Versöhnungskirche im KZ Dachau

Dachau * Die evangelische Versöhnungskirche in der KZ-Gedenkstätte Dachau wird feierlich

eingeweiht. Die Predigt hält der ehemalige KZ-Häftling Martin Niemöller. Die Kirche war auf

Initiative ehemaliger Dachau-Häftlinge als Ort des Gedenkens, der Versöhnung und der

christlichen Verantwortung entstanden. 

16. November 1993 – „... Bayern einen Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt“

München * Klaus Warnecke, Landtagsabgeordneter der SPD schreibt in der Süddeutschen

Zeitung einen Leserbrief und bringt darin folgende Meinung zum Ausdruck:    „[...] Die

Hindenburgs, Ludendorffs und ihre monarchistischen Attrappen hatten das Volk im

Reichsdurchschnitt im Herbst 1918 auf 500 bis 600 Kalorien pro Tag und Nase

heruntergehungert. [...] 200.000 bayerische Soldaten waren gefallen. [...]      Während sich die

Monarchie von dannen stahl und die Generäle an der Dolchstoß-Legende zu stricken begannen,

gab es in München eine einzige Kraft, die halbwegs Ordnung in das Chaos zu bringen versuchte

und den Umständen entsprechend auch brachte: die von den Konservativen und Reaktionären

aller Richtungen bisher aus jeder politischen Verantwortung ferngehaltenen Sozialdemokraten

und deren linkspazifistische Absplitterung die USPD mit Eisner an der Spitze. [...]      Der totale

politisch/militärisch/soziale Scherbenhaufen des Winters 1918/19 war das Erbe des

Großmachtwahns der Feldmarschälle und Monarchen.     Das Kabinett unter Ministerpräsident

Kurt Eisner mit dem Innenminister Erhard Auer und Albert Roßhaupter, die sich auf den

eigentlichen Ordnungsfaktor in München, die Arbeiterräte, stützen konnte, hat Bayern einen

Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt.     Das wahre Chaos begann erst, als der

rechtsradikale Offizier Graf Arco den Pazifisten Kurt Eisner am 21. Februar 1919 auf offener

Straße ermordete. [...].“
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2001 – Das Künstlerhaus in der Verantwortung einer Stiftung

München-Kreuzviertel * Seit 2001 befindet sich das Münchner Künstlerhaus im Besitz einer

Stiftung. Sie trägt den Betrieb und den Erhalt des denkmalgeschützten Hauses ohne öffentliche

Zuschüsse. Mit seinen Restaurants, dem historischen Festsaal sowie den Club- und

Veranstaltungsräumen verfügt das Künstlerhaus zwar über eine außergewöhnliche Immobilie in

zentraler Münchner Lage. Gleichzeitig stellen hohe Verbindlichkeiten sowie erhebliche Kosten für

Instandhaltung, Personal und den Kulturbetrieb die Stiftung vor große wirtschaftliche

Herausforderungen.

27. September 2012 – Irgendeiner muss den Hut nehmen

München-Isarvorstadt * Dem Chef des Deutschen Theaters, Werner Steer, platzt in einem

Interview der Süddeutschen Zeitung der Kragen. Er erhebt schwere Vorwürfe gegen die für die

Sanierung Verantwortlichen und fordert - ohne Namen zu nennen - Konsequenzen. „Irgendwas

muss jetzt passieren, ein Signal. Irgendeiner muss den Hut nehmen, und nicht der Pförtner, einer

von denen, die Verantwortung tragen“.

22. Dezember 2014 – Demonstration für Völkerverständigung - gegen Fremdenhass

München-Graggenau * Auf dem Max-Joseph-Platz demonstrieren nach Polizeiangaben

mindestens 12.000, nach Aussagen der Veranstalter um 20.000 Münchner für Humanität,

Respekt und Vielfalt&nbsp;und gegen die fremdenfeindlichen und rechtsextremen Parolen der

PEGIDA-Bewegung&nbsp;[=&nbsp;Patriotische Europäer gegen die Islamisierung des

Abendlandes].    Organisiert hat die Veranstaltung die Initiative Bellevue di Monaco&nbsp;um Till

Hofmann, Alex Rühle, Matthias Weinzierl und andere.&nbsp;Auf der Bühne stehen Künstler wie

Konstantin Wecker, die Sportfreunde Stiller, Koflgschroa, Ami Warning, The Notwist&nbsp;sowie

die Kabarettisten Christian Springer, Max Uthoff, Claus von Wagner, Michael Mittermeier, Georg

Ringsgwandl und andere.    Dieter Reiter kommt in seiner Funktion als Münchner

Oberbürgermeister. In seiner Ansprache sagt er: „Die Teilnahme an einer Demonstration ist eine

bewusste Entscheidung und damit tragen die Teilnehmer auch eine Verantwortung. &nbsp;Aus

dieser Verantwortung dürfen wir die Teilnehmer der Pegida-Demonstrationen nicht entlassen“.   

Am Ende der Demonstration singen Tausende Ludwig van Beethovens „Ode an die

Freude“.&nbsp;Die Hymne des Abends heißt „Freude schöner Götterfunke“.
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